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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Wichtiges Diskussionsthema im Berichtsjahr blieb nach der Ablehnung des EWR-
Vertrages die Frage, auf welche Weise zwischen den verschiedenen Bevölkerungsund
Sprachgruppen eine Einigung in bezug auf die zukünftige Europapolitik der Schweiz
erreicht werden könnte. Der Genfer Staatsrat und alt Nationalrat Guy-Olivier Segond
(fdp) wies unter anderem auch auf die Notwendigkeit hin, innerhalb der
Deutschschweiz – vor allem zwischen Stadt und Land – Brücken zu schlagen. Eine
Tagung zum Thema "Europa als kulturelle Herausforderung" auf dem Schloss Waldegg
bei Solothurn zeigte den Teilnehmern und Teilnehmerinnen auf, wie schwierig die
Position der mit Schuldgefühlen behafteten Deutschschweizer gegenüber der zum Teil
apodiktischen Haltung der Welschen war. Jacques Pilet, Chefredaktor des "Nouveau
Quotidien", forderte zur Bewältigung der Krise namentlich eine verbesserte
Kommunikation in Form eines Ausbaus des Strassen- und Schienennetzes zwischen den
Regionen und der Realisierung des Swiss-Metro-Eisenbahn-Projektes sowie die
systematische Förderung der Zweisprachigkeit an den Schulen. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.05.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im September 2019 erschien im Magazin «Bon pour la tête» ein Artikel des Waadtländer
Journalisten Jacques Pilet mit dem Titel «Romands, vous n'existez plus!». Anlass dazu
waren unter anderem ein Interview im «Blick» mit dem Headhunter Werner Raschle zu
Beginn des Monats und eine etwas unsensible Aussage des neuen Armeechefs Thomas
Süssli an seiner ersten Pressekonferenz. Süssli hatte gegenüber den Medien verkündet,
dass er aufgrund mangelnder Französischkenntnisse Fragen nur auf Deutsch
beantworten werde. Derweil antwortete Raschle, vom «Blick» gefragt, welche
Qualifikationen der neue SBB-Chef – von einer Frau war nicht die Rede – mit sich
bringen müsse, dass Deutsch- und Englischkenntnisse ein Muss seien, denn der neue
CEO müsse das Parlament überzeugen und mit der Bevölkerung kommunizieren
können. Die Landessprache Französisch und damit die zweitgrösste
Bevölkerungsgruppe der Schweiz blieben bei der Vergabe wichtiger und repräsentativer
Ämter also gleich zwei Mal aussen vor.
«Enfin quelqu’un qui ose le dire ouvertement alors que tant d’Alémaniques le pensent
discrètement», meinte Pilet in seinem Artikel, welcher später in übersetzter Form als
Gastkommentar zum Interview mit Raschle ebenfalls im «Blick» erschien. Die
französische Sprache, so Pilet, sei in der Schweiz unnötig geworden. Diese «Verachtung
der mehrsprachigen Schweiz» empöre aber die Romands, denn die Westschweizer
Bevölkerung werde auf diese Weise exkludiert. Natürlich gebe es ebenso Frankophone
mit schlechten Deutschkenntnissen, auch habe Süssli versprochen, sein sprachliches
Manko zu beheben, doch würden sich Romands durch Sprachdifferenzen – im
Gegensatz zu den Deutschschweizerinnen und Deutschschweizern – ungleich weniger
amtliche Karrieremöglichkeiten bieten. Diese einsprachige Schweiz, resümierte Pilet,
sei aber nicht seine Schweiz, denn sie verrate «die schönsten Traditionen» des Landes
und werde verarmen.

Pilets Artikel löste in der Folge einige Reaktionen aus. So schrieb Peter Rothenbühler in
der Aargauer Zeitung in einem Kommentar dazu, dass die Westschweiz eigentlich
boome, sowohl wirtschaftlich als auch kulturell. Dies lasse sich nicht nur an der
Museumslandschaft oder «architektonische[n] Würfen von Weltrang» festmachen, auch
die westschweizer Universitäten und die insgesamt drei neuen Schweizer
Nobelpreisträger, welche allesamt aus der Romandie stammen, bestätigten dies – doch
gehe dies der Deutschschweiz «offenbar am verlängerten Rücken» vorbei. Im
Ständerat, so zitierte Rothenbühler die Parlamentarierin Geraldine Savary (sp, VD),
könne man zwar durchaus Französisch sprechen ohne missverstanden zu werden. Doch
das Problem der Sprachbarriere bestehe sogar im Bundeshaus: Im Nationalrat, so
Savary, würden Romands oft auf Deutsch wechseln, denn bei französischen Reden
werde unter den Deutschschweizern oft getuschelt, da nicht alle des Französischen
mächtig seien. Wie Rothenbühler ausserdem festhielt, habe man die sprachliche
Diskrepanz auch im Westschweizer Fernsehen diskutiert und sei zum Schluss
gekommen, dass Handlungsbedarf bestehe, weil die Schweiz sonst «sprachlich und
kulturell» auseinanderdriften könnte. 

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.10.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Eine ähnliche Ansicht vertrat auch der Verein «Helvetia Latina», welcher sich für die
Förderung der Mehrsprachigkeit in den Bundesämtern und im Parlament einsetzt. Am
zweitletzten Sitzungstag der Herbstsession wurde der vom Verein organisierte «journée
du plurilinguisme» abgehalten, wie die Westschweizer Zeitung «Le Temps» mit Bezug
auf Pilets Artikel berichtete. An diesem Tag, so die Idee, werden die Rollen getauscht:
Deutsch wird zu einer «langue minoritaire», die lateinischen Sprachen zur «langues
majoritaires». Wie «Le Temps» festhielt, hatten Überprüfungen des Vereins nämlich
gezeigt, dass die in der Bundesverwaltung geltenden Quoten bezüglich der
Sprachenrepräsentation – Deutsch müsste von 70 Prozent, Französisch von 21-23
Prozent, Italienisch von 6-8.5 Prozent und Rätoromanisch von 1 Prozent der
Angestellten gesprochen werden – nicht immer eingehalten werden.
Die Bedeutung von funktionierender Kommunikation hatte derweil bereits ein im Juni
erschienener Artikel im Tages-Anzeiger nahegelegt: Anlässlich des 90. Geburtstags des
Philosophen Jürgen Habermas ging man dort der Frage nach, «was uns eigentlich
zusammenhält». Im Werke Habermas', so eine der Kernaussagen des Artikels, werde
ersichtlich, dass Kommunikation eines der Leitmotive einer funktionierenden
Demokratie sei. 2

Rechtsordnung

Kriminalität

Der Nationalrat stimmte dem neuen Gesetz bereits in der Wintersession ohne wichtige
Abänderungen zu. Umstritten war vor allem die Frage, ob,die von der Regierung
vorgeschlagene Uberführung der Sorgfaltspflicht ins Strafrecht einer Bestrafung von
fahrlässig begangenen Taten vorzuziehen sei. Die bürgerliche Ratsmehrheit entschied
sich gegen den Antrag der Linken für die bundesrätliche Lösung. Abgeordnete der SP
und des Freisinns setzten sich im weitern dafür ein, dass nicht nur natürliche, sondern
auch juristische Personen wegen Geldwäscherei bestraft werden können. Dass eine
derartige Neuerung gerade im Kampf gegen das organisierte Verbrechen, das oft unter
der Tarnkappe von anonymen Firmen operiert, erforderlich sei, wurde nicht bestritten.
Bundesrat Koller und mit ihm eine knappe Ratsmehrheit waren jedoch der Ansicht, dass
die entsprechenden Bestimmungen sowie eine neue Definition des Begriffs "kriminelle
Vereinigung" unter Einbezug der neuen Erscheinungsformen des organisierten
Verbrechens in den Allgemeinen Teil des StGB gehören. Eine entsprechende Motion
Segond (fdp, GE) sowie ein Postulat der vorberatenden Kommission wurden ohne
Widerspruch überwiesen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.11.1989
HANS HIRTER

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Die Minorisierung der geschlossenen französischsprachigen Schweiz am 6. Dezember
hat auf jeden Fall die Idee einer gemeinsamen politischen Kultur und gemeinsamer
Interessen innerhalb der Romandie gestärkt. Bereits zuvor hatte sich die in der
Westschweiz früher und heftiger einsetzende Wirtschaftsrezession ähnlich ausgewirkt.
Unter diesen Vorzeichen erstaunt es nicht, dass in der französischsprachigen Schweiz,
welche bisher besonders auf ihre Differenzierung und die Eigenständigkeit ihrer
Kantone gepocht hatte, die Idee eines institutionellen Zusammenschlusses Anhänger
gewann. An einer u.a. von der Tageszeitung "Nouveau Quotidien" organisierten Tagung
in Glion (VD) schlug der Genfer Staatsrat Segond(fdp) die Bildung eines mit
Entscheidungskompetenzen ausgestatteten Rates der französischsprachigen Kantone
vor. Dieser sollte zuerst im Bereich der Raumplanung, später auch in der Bildungs- und
Gesundheitspolitik die bisherigen kantonalen Instanzen ablösen. Dass Segonds Idee
namentlich bei seinen Kollegen aus anderen Kantonsregierungen auf grosse Skepsis
stiess, war angesichts des in der Westschweiz besonders ausgeprägten Föderalismus
und den Vorbehalten gegenüber der Metropole Genf zu erwarten. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1992
HANS HIRTER
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Territorialfragen

In der französischsprachigen Schweiz machten prominente Politiker mit Vorschlägen
über Kantonsfusionen resp. neue, zwischen die Kantone und den Bund eingeschobene
Strukturen von sich reden. Der Waadtländer Nationalrat Pidoux (fdp) lancierte die Idee
einer Fusion der Kantone Genf und Waadt. Sein Vorschlag stiess aber gerade beim
Waadtländer Grossen Rat auf wenig Gegenliebe, wurde doch betont, dass eine enge
Zusammenarbeit nicht nur mit Genf, sondern auch mit den Nachbarkantonen im Osten
und Norden gepflegt werden müsse. In einer gemeinsamen Erklärung sprachen sich die
Regierungen der beiden Kantone gegen eine Fusion aus. Kurz nach Pidoux' Vorstoss
schlug der Genfer Regierungsrat Segond (fdp) vor, die sechs mehrheitlich
französischsprachigen Kantone ein gemeinsames Parlament und eine Regierung wählen
zu lassen, welche die Kompetenz hätten, über grosse Infrastrukturprojekte und
überregionale Aufgaben (z.B. Wirtschaftsförderung) zu entscheiden. Einige Kritiker
warnten, dass von Segonds Plänen das Aufkommen eines Sprachnationalismus
begünstigt würde, welcher sich für den Fortbestand der Schweiz verheerend auswirken
könnte. Sie schlugen deshalb den Einbezug des historisch und wirtschaftlich eng mit
der übrigen Westschweiz verbundenen Kantons Bern vor. 5

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 06.08.1997
HANS HIRTER

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Die Genfer Regierungswahlen, welche jeweils vier Wochen nach den Parlamentswahlen
stattfinden, waren einerseits durch die Trennung des bisherigen SP-Regierungsrats
Grobet von seiner Partei geprägt, andererseits hatte der Bürgerblock durch die
erfolgreichen Parlamentswahlen Auftrieb erhalten. Die bürgerliche Entente stellte eine
Siebner-Liste auf, während sich die neu gegründete "Alliance de gauche" zusammen mit
der SP und den Grünen erst nach langem Zögern und internen Grabenkämpfen für eine
gemeinsame Sechser-Liste entschieden. Die Strategie der bürgerlichen Parteien, alles
auf eine Karte zu setzen und dem durch die internen Spannungen geschwächten links-
grünen Spektrum keinen Sitz mehr zuzugestehen, hatte bei der Wählerschaft Erfolg.
Zum ersten Mal in der Nachkriegsgeschichte eroberten die bürgerlichen Parteien
sämtliche Regierungssitze. Die FDP konnte ebenso wie die LP einen zusätzlichen Sitz
gewinnen. Ihr bisheriger Staatsrat, Guy-Olivier Segond, erreichte das beste Resultat,
während der neue Gérard Ramseyer das Schlusslicht bildete. Die Liberalen konnten
neben ihren beiden Bisherigen, Olivier Vodoz und Claude Haegi, mit Martine
Brunschwig Graf die erste Frau in die Genfer Regierung Einsitz nehmen lassen. Bei der
CVP wurde der Bisherige Jean-Philippe Maître als Drittbester wiedergewählt, während
der Neue Philippe Joye auf dem zweitletzten Rang landete. Entgegen den Erwartungen
aufgrund des guten Resultates bei den Parlamentswahlen landete der umstrittene
Grobet unter den nichtgewählten rot-grünen Kandidaten sowohl hinter den beiden
Sozialdemokraten, der erstmals kandidierenden Micheline Calmy-Rey und dem
Bisherigen Bernard Ziegler, als auch dem Grünen Rebeaud. Ganz abgeschlagen waren
der Linksalternative Ducommun der Liste "Solidarités" und PdA-Nationalrat Jean
Spielmann. Die Wählerschaft der Entente, von welcher nur ein Fünftel die Einheitsliste
verändert eingelegt hat, zeigte mehr Linientreue als die Linke, deren Anhängerschaft
ihre Einheitsliste zu einem Drittel verändert in die Urne legte. Unter den Verlierern war
also nicht nur die SP wie bei den Parlamentswahlen, sondern die gesamte Linke. Die
Stimmbeteiligung von 41,9% war deutlich höher als bei den letzten Regierungswahlen
(33,2%) und bei den Parlamentswahlen (35,4%). 6

WAHLEN
DATUM: 14.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Kanton Genf, wo die bürgerlichen Parteien vier Jahre zuvor dank eines zerstrittenen
Linksblocks sämtliche Regierungssitze erobern konnten (3 LP, 2 CVP, 2 FDP), kündigten
sich spannende Wahlen an. Die Frage lautete dabei spätestens nach der Präsentation
einer bürgerlichen Fünferliste nicht mehr, ob das "homogene" Regierungsmodell
beibehalten wird, als vielmehr, ob die Bürgerlichen die Regierungsmehrheit retten
können. Denn das Versprechen einer gradlinigen bürgerlichen Politik hatte sich als
uneinlösbar erwiesen; die Regierung war wiederholt in Volksabstimmungen gescheitert.
Ausserdem war sie insbesondere in Fragen der Finanzpolitik uneinig. Zusätzliche
Spannung erhielten die Wahlen durch die freiwilligen Rücktritte von Olivier Vodoz (lp)
und Jean-Philippe Maitre (cvp) und die zwei unfreiwilligen Rücktritte von Philippe Joye
(cvp) und Claude Haegi (lp). Joye wurde nach privaten Vorkommnissen die
Unterstützung seiner Partei und der Liberalen entzogen. Haegi wurde von seiner Partei
fallengelassen. Diese hatte zuvor auf einer Dreierliste bestanden und neben den

WAHLEN
DATUM: 16.11.1997
EVA MÜLLER
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Bisherigen Haegi und Martine Brunschwig Graf auch Michel Balestra zum Kandidaten
nominiert. CVP und FDP, die - auch angesichts der bürgerlichen Wahlverluste bei den
Parlamentswahlen - eine gemeinsame Fünferliste (2 LP, 2 FDP, 1 CVP) wollten, um sich
nicht Hegemonieansprüche vorwerfen lassen zu müssen, zeigten sich verärgert und
drohten mit einer eigenen Liste. Drei Wochen vor der Wahl lenkten die Liberalen auf
einen Zweiervorschlag ein, opferten aber den eher im Hintergrund agierenden Haegi
zugunsten des radikal auftretenden und Bankkreisen nahestehenden Balestra. Anders
als die Rechte trat die Linke diesmal geschlossen auf. Die SP liebäugelte zwar mit drei
Kandidaturen, schliesslich stimmte sie aber einer gemeinsamen Fünferliste zu, auf der
je zwei Kandidaten der SP und der Linksallianz (PdA, Solidarités und unabhängige
Sozialisten) sowie ein Grüner vertreten waren. Der frühere SP-Stadtrat und heutige
Nationalrat Christian Grobet, der 1993 massgeblich zum Ausschluss der Linken aus der
Regierung beigetragen hatte, kandidierte für die Linksallianz.

Die Stimmbeteiligung war mit gut 48% ungewöhnlich hoch und führte zu
Überraschungen und einer völlig veränderten Regierungszusammensetzung (2 FDP, 2
SP, 1 CVP, 1 GP, 1 LP). Die Bürgerlichen konnten die Regierungsmehrheit mit vier Sitzen
aber retten. Das beste Resultat erreichte Guy-Olivier Segond (fdp), knapp gefolgt von
den beiden SP-Kandidaten Micheline Calmy-Rey und, mit grossem Abstand, Laurent
Moutinot. Damit eroberte die SP ihre 1993 verlorenen zwei Regierungssitze zurück. Platz
vier belegte Gérard Ramseyer (fdp), womit die Freisinnigen ihre beiden Bisherigen
problemlos durchbrachten. Überraschend folgte danach der Kandidat der Grünen,
Anti-AKW-Anwalt Robert Cramer, was den Grünen erstmals den Einzug in die Genfer
Regierung bescherte. Er schlug sogar die Bisherige Brunschwig Graf (lp), die auf dem
enttäuschenden sechsten Platz landete. Den letzten zu vergebenden Regierungssitz
konnte überraschend Carlo Lamprecht für die CVP retten. Der Partei, die im voraus auf
einen ihrer beiden bisherigen Sitze verzichtet hatte, war allgemein das Ausscheiden aus
der Regierung vorausgesagt worden. Die Kandidatin der Links-Allianz, Erica Deuber-
Pauli, verlor auf Lamprecht über 2000 Stimmen. Die grossen Verlierer dieser Wahlen
waren die Liberalen, die als stärkste Partei im Grossen Rat zwei ihrer drei
Regierungssitze verloren. Die Wähler goutierten ihr Wahlscharmützel offensichtlich
nicht.

Damit ging das erstmals in einem Kanton mit einer relativ starken Linken gestartete
Experiment einer bürgerlichen Koalitionsregierung nach vier Jahren zu Ende, und
Genf kehrte vom Konkurrenz- zum Konkordanzmodell zurück. Dass die kompromisslos
auftretenden Grobet und Balestra abgeschlagen auf den Plätzen neun und zehn
landeten, zeigt auf, dass die Wähler der Grabenkämpfe müde waren und eine Regierung
der Mitte wünschten. Nach Vorbild der französischen Nachbarn boten sie aber Hand zu
einem neuen Experiment: einer Kohabitation von bürgerlicher Exekutive und linker
Legislative. 7

Bei den fünf Gesamterneuerungswahlen (FR, GE, NE, SO, VS) kam es einzig in Genf zu
einer Änderung der parteipolitischen Zusammensetzung: Nach 155 Jahren ist die FDP
nicht mehr in der Regierung der Rhonestadt vertreten. Die beiden freisinnigen Sitze
erbten die Liberalen und die CVP. Zum Verhängnis geworden war den Radikalen die
Ausrichtung nach Rechts mit der Nomination eines Vertreters des rechten Flügels als
Ersatz für den zurücktretenden, liberal gesinnten Guy-Olivier Segond und die Tatsache,
dass der wiederkandidierende Staatsrat Gérard Ramseyer in die Affären um die
kantonalen Betreibungs- und Konkursämter verwickelt war. Obschon die SVP auf
Parlamentsebene massive Gewinne erzielte, blieb ihr der Erfolg in den Exekutivwahlen
versagt: Weder in Freiburg noch in Solothurn hatten ihre Kandidaten eine Chance, der
CVP einen Sitz abzujagen. In Freiburg landete der SVP-Bewerber, der sich um die
Nachfolge von Augustin Macheret bemühte, hinter der erfolgreichen Isabelle Chassot
(cvp) und den übrigen bürgerlichen Interessenten abgeschlagen auf dem letzten Platz;
in Solothurn zog sich die SVP nach dem schlechten Abschneiden im ersten Wahlgang
zurück. Aber auch der SP, die es ebenfalls auf diesen Solothurner CVP-Sitz abgesehen
hatte, war kein Erfolg beschieden. Ansonsten setzten sich die Parteien mit ihrer
Kandidatenkür für die entsprechenden Nachfolgen mit Ausnahme der Genfer FDP
erfolgreich durch: In Neuenburg ersetzte die Liberale Sylvie Perrinjaquet ihren
Parteikollegen Jean Guinand und der Sozialdemokrat Bernard Soguel Francis Matthey,
während im Wallis der Freisinnige Claude Roch die nötige Anzahl Stimmen erzielte, um
von Serge Sierro das Amt übernehmen zu können. In Genf hingegen wurde der
Freisinnige Gérard Ramseyer abgewählt.

Im Gegensatz zu den Parlamenten, wo die Zahl der Frauen sank, sind sie in den

WAHLEN
DATUM: 01.01.2001
MAGDALENA BERNATH
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Regierungen besser vertreten. In Freiburg folgte Isabelle Chassot (cvp) auf Augustin
Macheret, in Neuenburg ersetzte die Liberale Sylvie Perrinjaquet den zurücktretenden
Jean Guinand. In Solothurn wurde die amtierende Ruth Gisi bestätigt. Einzig im Wallis
versuchte die wild kandidierende Cilette Cretton erfolglos, den offiziellen Kandidaten
der FDP auszustechen, so dass das Wallis weiterhin auf seine erste Staatsrätin warten
muss. Gesamtschweizerisch stieg der Frauenanteil in den kantonalen Regierungen von
18,5% wieder auf 20,4%. Gemessen am Gesamttotal ihrer Regierungssitze (8) stellen
neu die Liberalen mit drei Exekutivmitgliedern den höchsten Frauenanteil (37,5%),
gefolgt von der SP mit 30,8% (8 von 26 Regierungsräten). Von einem reinen
Männergremium regiert werden sieben Kantone (AI, AG, NW, SH, SZ, TG, VS).

Nach 155-jähriger Mitgliedschaft im siebenköpfigen Staatsrat ist die FDP, der grand
vieux parti, nicht mehr in der Genfer Kantonsregierung vertreten. Bisher waren mit
dem Linksliberalen Guy-Olivier Segond und dem Rechtsbürgerlichen Gérard Ramseyer
beide Flügel des Freisinns integriert. Nachdem die FDP Segond zu einem Verzicht auf
eine weitere Amtsperiode hatte bewegen können, schlug sie mit der Nomination von
Pierre Kunz, dem Direktor des Centre commercial von Balexert, einen prononciert
rechtsbürgerlichen Kurs ein. Die Liberalen schickten zwei Frauen, Staatsrätin Martine
Brunschwig Graf und Micheline Spoerri, ins Rennen. Für die CVP kandidierten Staatsrat
Carlo Lamprecht und Pierre-François Unger. Nach dem schlechten Abschneiden der
FDP in den Parlamentswahlen einigten sich die Bürgerlichen auf eine gemeinsame
Fünferliste mit nur einem Freisinnigen, dem Bisherigen Ramseyer. Seine parteiinternen
Mitbewerber, Nationalrat John Dupraz und der im Frühjahr provisorisch nominierte
Kunz, blieben an der FDP-Delegiertenversammlung chancenlos. Die bei den
Parlamentswahlen siegreiche SVP verzichtete auf eine Nominierung, weil sie keinen
geeigneten Bewerber finden konnte. Die Linke kandidierte auf einer gemeinsamen Liste
mit ihren Regierungsmitgliedern Micheline Calmy-Rey (sp), Laurent Moutinot (sp) und
Robert Cramer (gp) sowie mit Erica Deuber Ziegler von der Linksallianz.

Im November wählten Genferinnen und Genfer bei einer Beteiligung von 43% eine
weiterhin bürgerlich dominierte Exekutive. Das beste Resultat erreichte jedoch mit
59'000 Stimmen die Sozialdemokratin Micheline Calmy-Rey. Platz zwei belegte Carlo
Lamprecht (cvp), Platz drei der Grüne Robert Cramer. Der Neue Pierre-François Unger
(cvp) schaffte auf Anhieb den vierten Rang. Danach folgten die Bisherigen Laurent
Moutinot (sp) und Martine Brunschwig Graf (lp) sowie die Neue Micheline Spoerri (lp).
Der Freisinnige Gérard Ramseyer landete weit abgeschlagen, mit 8000 Stimmen
Rückstand auf Erica Deuber Ziegler von der Alliance de Gauche auf dem letzten Platz
und wurde abgewählt. Die Affären in den kantonalen Betreibungs- und Konkursämtern
und die Neuausrichtung seiner Partei waren ihm offenbar zum Verhängnis geworden. 8

WAHLEN
DATUM: 11.11.2001
MAGDALENA BERNATH

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Alors qu'en 1995 les relations helvético-françaises avaient été ternies consécutivement
à la décision du président de la République, Jacques Chirac, d'effectuer une série
d'essais nucléaires dans le Pacifique, l'année sous revue a en revanche permis aux deux
pays de renouer avec l'entente cordiale qui avait prévalu durant plus de dix ans sous
l'ère Mitterand. Invité d'honneur de la 83e Conférence internationale du travail qui se
tint au mois de juin, le président français profita de son court séjour dans la ville de
Genève pour y rencontrer les conseillers fédéraux Jean-Pascal Delamuraz et Flavio
Cotti. Les relations entre les deux pays ainsi que les négociations bilatérales entre la
Suisse et l'UE figurèrent au centre des discussions. Le chef de l'Etat français s'entretint
par ailleurs avec le président du Conseil d'Etat genevois, Guy-Olivier Segond, avec
lequel il s'entendit sur la création d'une structure diplomatique de concertation en
mesure de faire des offres transfrontalières rapides aux organisations internationales
en quête d'une implantation dans la région lémanique. Quelques mois plus tard, le
président de la Confédération, Jean-Pascal Delamuraz, devait à son tour se déplacer à
Paris pour y rencontrer son homologue français ainsi que le ministre de l'économie et
des finances, Jean Arthuis et le ministre délégué aux affaires européennes, Michel
Barnier. Au menu des discussions ont à nouveau figuré les négociations bilatérales,
mais également la mise en place de l'Union monétaire européenne, les impacts sociaux
et politiques de la mondialisation économique, de même que l'acquisition éventuelle
par la Suisse de matériel français pour son système militaire de contrôle aérien

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 01.11.1996
LIONEL EPERON
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(Florako). 9

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

Die Regierung kam einem Wunsch der SAJV nach und wählte Nationalrätin Ursula
Hafner (sp, SH) zur neuen Präsidentin der Eidgenössischen Jugendkommission. Sie
trat die Nachfolge des freisinnigen Genfer Nationalrates Guy-Olivier Segond an, welcher
die Kommission seit 1980 präsidiert hatte.
. 10

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.04.1991
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Die schweizerische Gruppe der Internationalen Versammlung der Parlamentarier
französischer Sprache (AIPLF) legte erstmals ihren Tätigkeitsbericht vor. Diese
Delegation war 1989 aufgrund einer parlamentarischen Initiative des damaligen
Nationalrates de Chastonay (cvp, VS) gebildet worden. Ursprünglich von Nationalrat
Guy-Olivier Segond (fdp, GE) angeführt, wird die Gruppe seit 1990 von Ständerat Jean-
François Roth (cvp, JU) präsidiert. Beide Räte nahmen zustimmend vom Bericht
Kenntnis. 11

BERICHT
DATUM: 19.06.1992
MARIANNE BENTELI

Medien

Presse

Grosses Aufsehen erregten die Pläne zu einer überregionalen welschen Tageszeitung
in Zusammenarbeit mit der Westschweizer Edipresse, welche zur. Verlegergruppe
Lamunière S.A. gehört. Hierzu wurde der bisherige Chefredaktor der Ringier-
Publikation "Hebdo", Jacques Pilet, als Projektleiter zu Edipresse delegiert. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.10.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der Deutschschweiz kaufte die Curti Medien AG nach dem Zusammenbruch der Omni
Holding Werner K. Reys das in sie eingegliederte Medienunternehmen Jean Frey AG auf.
Mit der Einverleibung von Publikationen wie "Die Weltwoche", "Bilanz", "Sport",
"Katapult" und verschiedener Fachzeitschriften wurde damit die Curti Medien AG zur
dritten Kraft in der schweizerischen Verlagsbranche. Allerdings redimensionierte Curti
sein Unternehmen wieder durch die Einstellung resp. den Verkauf einiger
Fachzeitschriften. Ausserdem wurde der defizitäre "Sport" zur Hälfte an die "Basler
Zeitung" und das Wirtschaftsmagazin "Bilanz" zur Hälfte an das deutsche "Handelsblatt"
der Holtzbrinck-Gruppe veräussert.

Auch die Neue Zürcher Zeitung AG vergrösserte ihr Imperium durch eine
Mehrheitsbeteiligung von 60% an der Freien Presseholding St. Gallen, welche ihrerseits
60% am Druck- und Verlagsunternehmen Zollikofer AG besitzt; durch letztere
kontrolliert die NZZ AG künftig indirekt das "St. Galler Tagblatt", die mit über 70 000
Exemplaren auflagenstärkste Tageszeitung der Ostschweiz. Im übrigen lancierte die NZZ
im August eine neue Monatsbeilage namens "Folio" mit Schwerpunktthemen.

In der stark umkämpften Presselandschaft der Innerschweiz fusionierten die beiden
ehemaligen Erzrivalen, das liberale (freisinnige) "Luzerner Tagblatt" und das
christlichdemokratische "Vaterland", zur neuen "Luzerner Zeitung". Die konfessionell
ausgerichtete politische Presse verlor ausserdem mit der Einstellung der katholischen
Tageszeitung "Neue Zürcher Nachrichten" ihr einziges Organ im Kanton Zürich; sie war
seit 1972 als Kopfblatt der St. Galler "Ostschweiz" herausgegeben worden.

Ähnliche Tendenzen in Richtung Konzentration liessen sich auch in der Westschweiz

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

01.01.65 - 01.01.22 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



feststellen. Die Printmedien verspürten den Inserateeinbruch noch stärker als in der
Deutschschweiz. Ausserdem sorgte die Ankündigung einer neuen überregionalen
Tageszeitung durch die Edipresse und Ringier für einen verstärkten Wettbewerb sowohl
um Leser- und Abonnentenzahlen als auch um Inserenten. Das "Journal de Genève"
fusionierte mit der "Gazette de Lausanne" und erschien noch vor der Erstausgabe des
"Nouveau Quotidien" in neuer Aufmachung; das neue gemeinsame Blatt erreicht eine
Auflagenzahl von über 30 000. Die Genfer Zeitung "La Suisse" schloss sich aus
finanziellen Überlegungen dem 1990 gegründeten Inseratepool "Swiss Combi" (TA, BZ
und LNN) an, der damit über 1,3 Mio potentielle Leser erreicht.

Edipressé lancierte mit einer Minderheitsbeteiligung von Ringier (20%) und der
französischen Tageszeitung "Libération" (10%) ihre neue, allseits mit Spannung
erwartete, überregionale Tageszeitung "Le Nouveau Quotidien" unter der Leitung des
ehemaligen "Hebdo"-Chefredaktors Jacques Pilet. Die neue Tageszeitung, welche von
Dienstag bis Sonntag erscheint, unterscheidet sich deutlich von den
Boulevardzeitungen "Le Matin" und "La Suisse", und wendet sich an ein eher jüngeres
und offenes Publikum mit Interesse für Europafragen.

Gegen Ende des Berichtsjahres gründeten Edipresse und Publicitas ein
Gemeinschaftsunternehmen, wobei Edipress 75% und Publicitas 25% an Kapital
einbrachten. Sämtliche Presseerzeugnisse der beiden Gesellschaften und das
Druckereizentrum Bussigny gingen in einen einzigen Pool ein, womit Edipresse die
"Tribune de Genève" und einen grösseren Anteil des "Nouvelliste" von Sion und des
"Démocrate" von Delémont zusätzlich zu "24 Heures", "Le Matin" und "Le Nouveau
Quotidien" kontrolliert. 47% der welschen Tagespresse befinden sich somit in den
Händen von Edipresse.

Der harte Konkurrenzkampf hatte auch seine Auswirkungen auf die Beziehungen
zwischen den Sozialpartnern. Die drei Grossunternehmen Ringier, Tages-Anzeiger und
die Druckerei Winterthur (im Besitze der Curti-Medien) traten aus dem Verband
graphischer Unternehmen aus und demonstrierten damit ihre Absicht, die
Anstellungsverhältnisse in Zukunft flexibler und individualistischer zu gestalten. Ringier
und die Tages-Anzeiger AG kündigten zudem an, auf Ende Jahr auch aus dem Verband
der Zeitungs- und Zeitschriftenverleger auszutreten. Damit werden diese Unternehmen
nicht mehr an die Gesamtarbeitsverträge ihrer Branchen gebunden sein. Der Tages-
Anzeiger – mit einer Auflage von über 260 000 Exemplaren zweitgrösste Tageszeitung
der Schweiz – sorgte aber auch mit der Entlassung von Chefredaktor Viktor Schlumpf
für Aufsehen. Die Angestellten, Medienverbände und die Gewerkschaft GDP
protestierten gegen eine offensichtliche Verletzung des Kollektivvertrags, da bei der
Entlassung das Anhörungsrecht des Redaktionspersonals nicht gewährt worden war.
Bereits zuvor hatte die Geschäftsleitung das arbeitnehmerfreundliche Redaktionsstatut
aus dem Jahre 1973 revidiert und die Mitspracherechte des Redaktionspersonals
abgebaut. Die internen und externen Proteste gegen die Entlassung Schlumpfs, gegen
den Austritt aus den Kollektivverträgen und gegen eine marktgerechtere Ausrichtung
der Zeitung gestalteten sich heftiger als es das Unternehmen wohl erwartet hatte;
Direktionspräsident Heinrich Hächler gab auf Jahresende die operative Führung des
Unternehmens ab. 13
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